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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

In der Wintersession 2015 nahm der Nationalrat diskussionslos ein Postulat seiner
Rechtskommission an, welches den Bundesrat auffordert, im Rahmen der
Praxistauglichkeitsprüfung der geltenden Strafprozessordnung auch die kantonalen
Praktiken der kontradiktorischen Beweisaufnahme zu untersuchen. Die bekannte
Problematik besteht im Recht auf Teilnahme am Beweisverfahren, welches die
geltende Strafprozessordnung uneingeschränkt bereits zu Beginn des Verfahrens
gewährt. In Verfahren mit mehreren Mitbeschuldigten stellen die getrennten
Einvernahmen der einzelnen Beteiligten ein zentrales Element für die Wahrheitsfindung
dar. Gemäss der aktuellen Regelung können die beschuldigten Personen an den
Einvernahmen der jeweils anderen anwesend sein und so ihre Aussagen aufeinander
abstimmen, was die Wahrheitsfindung erheblich erschwert. Allfällig erforderliche
Änderungen am entsprechenden Artikel 157 StPO wird der Bundesrat dem Parlament bis
Ende 2018 unterbreiten. Mit diesem Postulat wird dem zuvor in einer
parlamentarischen Initiative Reimann (svp, SG; Pa.Iv. 14.462) und einer Motion Kuprecht
(svp, SZ; Mo. 15.3055) erfolglos vorgebrachten Anliegen Rechnung getragen. 1

POSTULAT
DATUM: 10.12.2015
KARIN FRICK

Als Zweitrat befasste sich im Frühling 2016 der Nationalrat mit der Totalrevision des
Ordnungsbussengesetzes. Nachdem der Nichteintretensantrag der drei SVP-
Abgeordneten Yves Nidegger (svp, GE), Lukas Reimann (svp, SG) und Pirmin Schwander
(svp, SZ) chancenlos geblieben war, hatte sich die grosse Kammer in der Detailberatung
mit einem weiteren Minderheitsantrag aus der SVP-Fraktion zu beschäftigen. Die
Kommissionsminderheit um Andrea Martina Geissbühler (svp, BE) wollte, dass
Zuwiderhandlungen gegen das Betäubungsmittelgesetz nicht mehr im
Ordnungsbussenverfahren geahndet werden können. Ausserhalb der SVP-Fraktion fand
das Anliegen allerdings keine Zustimmung und wurde klar abgelehnt. Abgesehen von
einer sprachlichen Änderung schuf der Nationalrat keine Differenzen und nahm die
Vorlage mit 167 zu 8 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Der Ständerat stimmte dieser
Anpassung stillschweigend zu und hiess den Entwurf in der Schlussabstimmung
einstimmig gut. Auch der Nationalrat sprach sich in der Schlussabstimmung mit sehr
grosser Mehrheit (182 zu 5 Stimmen bei 6 Enthaltungen) für die Gesetzesrevision aus. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2016
KARIN FRICK

In der Frühjahrssession 2021 begrüsste Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG) seine
Ratskolleginnen und -kollegen zur «kleinen Monsterdebatte» über die Revision der
Strafprozessordnung. Der Nationalrat nahm sich der punktuellen Anpassung der StPO
zur Verbesserung ihrer Praxistauglichkeit (in Umsetzung der Mo. 14.3383) als Erstrat an.
Er trat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein. Zwei Minderheitsanträge Nidegger (svp,
GE) und Addor (svp, VS) auf Rückweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, noch
verschiedene zusätzliche Punkte in die Revision zu integrieren, fanden ausserhalb der
SVP-Fraktion keine Zustimmung und blieben damit chancenlos.
Erster Kernpunkt der Diskussion war die Einschränkung der Teilnahmerechte der
beschuldigten Person. Die aktuell geltende Regelung wurde in der Debatte immer
wieder als einer der Auslöser für die vorliegende StPO-Revision genannt. Der Bundesrat
hatte im Entwurf vorgesehen, dass die beschuldigte Person von einer Einvernahme
ausgeschlossen werden kann, solange sie sich zum Gegenstand der Einvernahme noch
nicht selber einlässlich geäussert hat. Er wollte damit der Strafverfolgung die
Wahrheitsfindung erleichtern, wie Justizministerin Karin Keller-Sutter erklärte. Indem
Beschuldigte unter bestimmten Voraussetzungen von der Einvernahme anderer
Personen ausgeschlossen werden können, soll verhindert werden, dass sie ihre
Aussagen einander anpassen. Befürworterinnen und Befürworter im Nationalrat
argumentierten überdies, dass Zeuginnen und Zeugen durch die Anwesenheit der
beschuldigten Person – oder letztere durch die Anwesenheit des «Bandenboss[es]»
(Barbara Steinemann, svp, ZH) – eingeschüchtert und unter Druck gesetzt werden
könnten, was die Qualität der Aussagen beeinträchtige. Vertreterinnen und Vertreter
der Gegenseite warnten dagegen vor der Einführung einer «faktische[n]
Mitwirkungspflicht» (Ursula Schneider Schüttel, sp, FR): Die neue Regelung bewirke,
dass die beschuldigte Person sich zur betreffenden Sache im Detail äussern – d.h. auf

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2021
KARIN FRICK
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ihr Aussageverweigerungsrecht verzichten – müsse, um bei den Beweiserhebungen
dabei sein zu dürfen. Für jemand Unschuldiges sei das besonders schwierig, führte
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) aus, «[d]enn der kann nämlich nichts anderes sagen,
als dass er unschuldig ist». Den Beweiserhebungen nicht beizuwohnen und daher nicht
genau zu wissen, was einem vorgeworfen werde, erschwere indessen die eigene
Verteidigung, so Ursula Schneider Schüttel weiter. Zwar gab auch Bundesrätin Karin
Keller-Sutter den Gegenstimmen recht, dass das Teilnahmerecht der Beschuldigten
«als Ausgleich für die strukturell starke Stellung der Staatsanwaltschaft notwendig» sei,
hielt die vorgeschlagene Einschränkung jedoch für «massvoll und zurückhaltend». Für
ihre Fraktion sei der Artikel allerdings die «Pièce de Résistance» der Vorlage,
bekundete SP-Vertreterin Ursula Schneider Schüttel ebenso wie Christian Lüscher (fdp,
GE), der für die Mehrheit der FDP-Fraktion sprach. Sinngleich erklärte auch Sibel Arslan
(basta, BS), im Falle der Annahme der neuen Einschränkung werde die Grüne Fraktion
«die ganze Vorlage infrage stellen müssen». Mit 103 zu 85 Stimmen bei zwei
Enthaltungen folgte die grosse Kammer schliesslich ihrer Kommissionsmehrheit, die
beim Status quo bleiben wollte. SP und Grüne setzten sich mit Unterstützung von Teilen
der FDP- und der Mitte-Fraktionen durch.
Erfolgreicher war der Bundesrat mit seinem Ansinnen, die Voraussetzungen für die
Untersuchungs- und Sicherheitshaft bei Wiederholungsgefahr zu lockern, wobei der
Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit folgend eine vom Bundesrat abweichende
Formulierung wählte. Justizministerin Karin Keller-Sutter stellte im Rat jedoch fest,
dass nach Ansicht des Bundesrates kein materieller Unterschied zwischen den beiden
Formulierungen bestehe. Eine weitere Niederlage musste der Bundesrat bei der
vorgesehenen Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwaltschaft gegen Entscheide
des Zwangsmassnahmengerichts hinnehmen. Er hatte diese in der StPO festschreiben
wollen, um die ohnehin bereits vom Bundesgericht angewandte Praxis gesetzlich zu
verankern. «Es ist unbefriedigend, wenn sich weder die Legitimation noch das
Verfahren aus dem Gesetz ergeben», begründete die Justizministerin diese Neuerung.
Der Nationalrat folgte auch in dieser Frage mit 98 zu 89 Stimmen seiner
Kommissionsmehrheit und strich den betreffenden Absatz aus der Vorlage. Die
geschlossen für die Version des Bundesrates stimmenden Fraktionen der SVP und der
FDP sowie einzelne Stimmen aus der Mitte- und der GLP-Fraktion befürchteten, ohne
Beschwerdemöglichkeit für die Staatsanwaltschaft könnte «eine zu Unrecht erfolgte
Nichtanordnung von Haft» in gewissen Fällen «eine Fortsetzung der Strafuntersuchung
illusorisch» machen, wie es Christa Markwalder (fdp, BE) formulierte. Die Ratsmehrheit
folgte indessen der Argumentation von Mitte-Vertreter Philipp Matthias Bregy: Wenn
die Staatsanwaltschaft Beschwerde gegen die Nichtanordnung, Nichtverlängerung oder
Aufhebung der Untersuchungshaft einlegen könne, könne die Untersuchungshaft
«durch systematische Beschwerden der Staatsanwaltschaften unnötig verlängert»
werden. Selbst Bundesrätin Karin Keller-Sutter gab zu bedenken, es sei «alles andere als
klar», ob sich die Beschwerdeberechtigung für die Staatsanwaltschaft mit den Vorgaben
der EMRK vereinbaren lasse. Weil die Überführung der bundesgerichtlichen Praxis in
das Gesetz von einer angenommenen parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH;
Pa.Iv. 12.497) gefordert und in der Vernehmlassung mehrheitlich begrüsst worden sei,
habe sich die Regierung «trotz aller Bedenken und Unsicherheiten» entschieden, die
nun im Nationalrat durchgefallene Regelung in den Entwurf aufzunehmen, so die
Justizministerin.
Weiter sollten DNA-Profile gemäss dem Entwurf des Bundesrates neu auch dann
erstellt werden dürfen, wenn «erhebliche und konkrete Anhaltspunkte» für eine
Verwicklung der beschuldigten Person in bereits begangene oder künftige Delikte
bestimmter Schwere bestünden, und nicht mehr nur zur Aufklärung von Verbrechen,
die Gegenstand des aktuellen Verfahrens sind. Die Kommissionsmehrheit wollte hier
einerseits einen Schritt weiter gehen und schlug vor, dass bei vergangenen Straftaten
eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» bereits genügen sollte; für die Aufklärung
zukünftiger Straftaten lehnte sie andererseits die Erstellung eines DNA-Profils gänzlich
ab. Die Volkskammer folgte diesen beiden Anträgen, wobei die Verschärfung bezüglich
der vergangenen Straftaten gegen den Widerstand des links-grünen Lagers und die
Streichung bezüglich der zukünftigen Straftaten gegen die SVP- und Teile der Mitte-
Fraktion durchgesetzt wurde.
Überdies nahm der Nationalrat mit grosser Mehrheit auch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) an, der darauf zielte, die Möglichkeiten zur verdeckten Ermittlung im Bereich
der Kinderpornografie zu erweitern. Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich
darauf hingewiesen, dass der Antrag in die sorgfältig austarierte Kompetenzaufteilung
zwischen Bund und Kantonen eingreife und deshalb abzulehnen sei. Ebenfalls gegen
den Willen des Bundesrates fügte die grosse Kammer einen neuen Artikel über die
restaurative Gerechtigkeit («justice restaurative», Wiedergutmachungsjustiz) in die
StPO ein. Die Kommission habe sich mit 15 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu diesem
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«mutigen Schritt» entschieden, berichtete Kommissionssprecher Beat Flach. Wenn
beide Seiten damit einverstanden sind, soll neu eine Art Mediation zwischen Opfern
und Tätern durchgeführt werden können. Es gehe nicht darum, wie von ablehnenden
Stimmen aus SVP und Mitte kritisiert, die Verfahren zu verlängern oder «dem Straftäter
gegenüber irgendwie Milde walten zu lassen», sondern dem Opfer eine Möglichkeit zu
geben, sich mit dem Geschehenen zu beschäftigen und es aufzuarbeiten. Erfahrungen
aus der Westschweiz und aus Belgien zeigten, dass solche Prozesse das «rein[e]
Aburteilen und Strafen» gut ergänzen und vor allem für die Opfer «eine Hilfe auf dem
weiteren Lebensweg» sein könnten. Bundesrätin Karin Keller-Sutter betonte, dass der
Bundesrat die «justice restaurative» nicht generell ablehne, mahnte den Nationalrat
aber zur Vorsicht, nicht übereilt zu handeln. Sie kritisierte die unpräzise Formulierung,
die sowohl den Anwendungsbereich als auch die Folgen einer allenfalls erfolgreichen
Wiedergutmachung zu stark offen lasse; das sei «unter dem Aspekt der rechtsgleichen
Behandlung heikel». Auch müsste die Frage zuerst mit den Kantonen diskutiert werden,
die die StPO schliesslich anwendeten. Den Einwand, das Konzept sei zu wenig
ausgereift, liess Kommissionssprecher Flach nicht gelten: Der Ständerat könne als
Zweitrat noch «nachjustieren». Mit 122 zu 71 Stimmen sah das auch der Nationalrat so
und hiess den Vorschlag seiner Kommissionsmehrheit gut, wobei sich die SVP-Fraktion
geschlossen und die Mitte-Fraktion mehrheitlich gegen die Einführung der
Wiedergutmachungsjustiz aussprach.
Eine weitere Neuerung, die der Bundesrat nicht durchsetzen konnte, war das Ansinnen,
die Staatsanwaltschaft zu verpflichten, die beschuldigte Person im
Strafbefehlsverfahren zwingend einzuvernehmen, wenn ihr eine unbedingte
Freiheitsstrafe droht. Eine Einvernahme erhöhte die Akzeptanz eines Strafbefehls,
begründete die Justizministerin diesen Schritt. Während eine links-grüne Minderheit
die Einvernahme auch bei hohen Geldstrafen verpflichtend machen wollte, erachtete
die bürgerliche Ratsmehrheit die heutige Regelung als ausreichend und strich den
Artikel gänzlich aus dem Entwurf.
Damit hatte der Nationalrat der Revisionsvorlage einige Zähne gezogen, die
insbesondere den Strafverfolgungsbehörden zugute gekommen wären. Von der
Ratslinken hatte sich der Bundesrat zunächst vorwerfen lassen müssen, einer
«durchaus beeindruckende[n] PR-Offensive» (Min Li Marti, sp, ZH) der
Staatsanwaltschaft erlegen zu sein. Gegen die Vorlage, wie sie nun vom Nationalrat
angepasst worden war, regte sich in der Gesamtabstimmung von linker Seite aber kein
Widerstand mehr. «Den Ton gaben Anwältinnen und Anwälte an», resümierte denn
auch die NZZ die Debatte. Mit dem Ergebnis explizit unzufrieden zeigte sich die SVP-
Fraktion. Die versprochene Verbesserung der Praxistauglichkeit der StPO für die
Strafverfolgungsbehörden sei «heute in diesem Saal nicht passiert», so SVP-Vertreter
Pirmin Schwander (svp, SZ), weil die Ratsmehrheit die zentralen Neuerungen verworfen
habe. Die grosse Kammer verabschiedete den Entwurf schliesslich mit 139 zu 54
Stimmen an den Zweitrat. Stillschweigend schrieb er die Motionen 09.3443, 11.3223,
11.3911, 12.4077 und 14.3383 sowie die Postulate 15.3447 und 15.3502 ab. Die vom
Bundesrat ebenfalls beantragte Abschreibung des Postulats 18.4063 zur
Wiedergutmachungsjustiz lehnte er jedoch ab. 3

In der Frühjahrssession 2022 begann der Nationalrat mit der Differenzbereinigung bei
der Revision der Strafprozessordnung. Auf die Linie des Ständerats schwenkte er bei
den Voraussetzungen für die Untersuchungs- und Sicherheitshaft ein, wo mehrere
Minderheiten Addor (svp, VS) für weniger strenge Voraussetzungen als vom Ständerat
beschlossen mangels Unterstützung von ausserhalb der SVP-Fraktion chancenlos
blieben. Zudem folgte der Nationalrat mit 104 zu 86 Stimmen einer Minderheit Marti
(sp, ZH) und hiess den Vorschlag von Ständerat und Bundesrat gut, dass bei einem
Strafbefehl, der eine zu verbüssende Freiheitsstrafe nach sich zieht, zwingend eine
Einvernahme erfolgen muss. In dieser Frage setzte sich die links-grüne Ratsseite mit
grossmehrheitlicher Unterstützung aus der Mitte-Fraktion durch. Ebenfalls seiner
Schwesterkammer folgend verzichtete der Nationalrat nunmehr auf das Konzept der
restaurativen Gerechtigkeit, das er als Erstrat in den Entwurf eingefügt hatte und das
vom Ständerat abgelehnt worden war. Kommissionssprecher Beat Flach (glp, AG)
erklärte, nach der Lancierung der Motion 21.4336 habe die Kommission davon
abgesehen, «die Justice restaurative bereits in dieser Phase in die Strafprozessordnung
aufzunehmen». Eine Minderheit Walder (gp, GE) wollte dagegen an den Bestimmungen
festhalten. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommissionsmehrheit mit 110 zu 79
Stimmen, wobei sich das links-grüne Lager ebenso geschlossen für Festhalten wie das
bürgerliche Lager für Streichen aussprach.
In den anderen grossen Diskussionspunkten hielt die Volkskammer indessen an ihren
vorherigen Beschlüssen fest. Die vom Bundesrat beabsichtigte Einschränkung der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2022
KARIN FRICK
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Teilnahmerechte von beschuldigten Personen fiel im Nationalrat abermals durch.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass «gerade
diese Frage auch Auslöser für die Teilrevision der Strafprozessordnung» gewesen sei,
weil sich in der juristischen Praxis gewisse «Nebenwirkungen» der geltenden Regelung
– etwa dass mehrere Beschuldigte ihre Aussagen einander anpassen können – gezeigt
hätten. «Nichtstun» sei hier «keine Option», so ihr Appell. Kommissionssprecher Flach
ergänzte, der Ständerat habe mit seiner Neuformulierung «einen Schritt auf die
nationalrätliche Version» zu gemacht. Dennoch habe die Kommission «mit einer sehr
deutlichen Mehrheit» befunden, dass eine Einschränkung der Teilnahmerechte das
derzeit «ausgewogen[e] System» aus dem Lot bringe, das sicherstelle, dass «zwischen
Staatsanwaltschaft, Beschuldigten, ihren Verteidigern und letztlich dem Gericht, das
urteilen soll, mit gleich langen Spiessen gekämpft wird». Die Minderheit Geissbühler
(svp, BE), die dem Ständerat folgen wollte, konnte nur einen Grossteil der SVP- und
FDP-Fraktionen sowie einzelne Mitte-Stimmen überzeugen und unterlag mit 70 zu 116
Stimmen bei 2 Enthaltungen dem Antrag der Kommissionsmehrheit, die
Teilnahmerechte unverändert zu lassen.
Auch bei der im Ständerat gutgeheissenen Beschwerdemöglichkeit für die
Staatsanwaltschaft gegen Entscheide des Zwangsmassnahmengerichts hielt der
Nationalrat an seinem Entscheid fest, diese zu streichen. Mit 100 zu 86 Stimmen bei
einer Enthaltung setzte sich das links-grüne Lager mit mehrheitlicher Unterstützung aus
der Mitte-Fraktion durch und gab dem Antrag der Kommissionsmehrheit statt. Eine
Minderheit Lüscher (fdp, GE) hatte sich dem Ständerat anschliessen und die
Beschwerdemöglichkeit wie vom Bundesrat vorgesehen in die StPO aufnehmen wollen.
Kommissionsberichterstatter Flach begründete die Position der Kommissionsmehrheit
auch hier mit «massiv ungleich lange[n] Spiesse[n]», die eine solche
Beschwerdemöglichkeit zugunsten der Staatsanwaltschaft bedeuten würde.
Justizministerin Keller-Sutter hatte dem Rat empfohlen, der Minderheit zu folgen, sich
aber schwergetan mit dieser Empfehlung, da mit der Beschwerdemöglichkeit einerseits
die bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichts niedergeschrieben würde,
andererseits aber «gewisse Zweifel» bestünden, ob so ein Beschwerdeverfahren EMRK-
konform wäre.
Bezüglich der DNA-Profile wiederholte die grosse Kammer mit knappen Mehrheiten
ihre beiden Entscheide, die sie schon als Erstrat gefällt hatte: Von beschuldigten
Personen soll ein DNA-Profil erstellt werden dürfen, wenn «eine gewisse
Wahrscheinlichkeit» besteht, dass die beschuldigte Person weitere Verbrechen oder
Vergehen begangen haben könnte. Bundesrat, Ständerat und eine Minderheit Marti
wollten dafür «konkrete Anhaltspunkte» verlangen. Der Antrag der
Kommissionsmehrheit für die weniger hohe Hürde wurde vom rechtsbürgerlichen Block
aus SVP-, FDP- und dem Grossteil der Mitte-Fraktion unterstützt und mit 99 zu 83
Stimmen bei einer Enthaltung angenommen. Bei bereits verurteilten Personen hatte der
Bundesrat im Entwurf die Möglichkeit zur Erstellung eines DNA-Profils vorgesehen,
«wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, die verurteilte Person
könnte weitere Verbrechen oder Vergehen begehen». Eine Minderheit Geissbühler
beantragte, dem Ständerat zu folgen und diesen Artikel so in die StPO aufzunehmen,
während die Kommissionsmehrheit für Streichen plädierte. Äusserst knapp mit 89 zu 88
Stimmen bei 11 Enthaltungen setzte sich der Streichungsantrag durch. Das Zünglein an
der Waage spielte die FDP-Fraktion, die sich zu rund je einem Drittel enthalten, dafür
und dagegen ausgesprochen hatte.
Die Volkskammer zeigte sich auch bei weiteren, kleineren Differenzen nicht in
Kompromisslaune und erhielt viele davon aufrecht. So blieb sie dabei, dass Opfern, die
nicht am Strafverfahren teilnehmen, der Entscheid automatisch zugestellt werden soll,
ausser sie verzichten ausdrücklich darauf. Ebenfalls behielt der Nationalrat die von ihm
eingeführten und vom Ständerat gestrichenen, verschiedenen Behandlungsfristen im
Gesetz. Er hielt auch daran fest, dass die Strafbehörde ihre Forderungen aus
Verfahrenskosten nicht nur mit Entschädigungen, sondern auch mit Genugtuungen, die
an die zahlungspflichtige Partei zu entrichten sind, direkt verrechnen darf. 4

Im Frühjahr 2022 gaben die Rechtskommissionen beider Räte einer parlamentarischen
Initiative Flach (glp, AG) für ein ausdrückliches Folterverbot im Schweizer Strafrecht
Folge. Folter sei in der Schweiz aktuell nur im Kontext von Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit explizit verboten, was zur Umsetzung des
völkerrechtlichen Folterverbots ungenügend sei, stellte der Initiant fest. Die
bestehenden Bestimmungen ahndeten Folter nicht konsequent und effektiv genug und
deckten sich nicht mit der Definition von Folter in der UNO-Antifolterkonvention. Da
Folter dadurch nicht angemessen bestraft werde, laufe die Schweiz Gefahr, «in naher
Zukunft» vom EGMR gerügt zu werden, so Flach in der Begründung seiner Initiative.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.03.2022
KARIN FRICK
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Nicht zuletzt schwäche die lückenhafte Gesetzgebung das internationale Engagement
der Schweiz gegen Folter und schade der Glaubwürdigkeit des Landes. Die RK-NR teilte
diese Argumentation mehrheitlich und stimmte der Initiative mit 13 zu 9 Stimmen zu.
Die Minderheit war der Ansicht, dass die geltenden Strafbestimmungen zur Ahndung
von Folterhandlungen ausreichten. Die RK-SR hiess die Initiative einstimmig gut und
erachtete es nun als Aufgabe ihrer Schwesterkommission, «den neuen Straftatbestand
klar abzugrenzen». 5

In der Sommersession 2022 brachten die eidgenössischen Räte die Revision der
Strafprozessordnung zum Abschluss. In der Differenzbereinigung verhärteten sich die
Fronten in den zentralen Diskussionspunkten zunächst, sodass Bundesrätin Karin
Keller-Sutter bereits mit einer Einigungskonferenz rechnete. Der Ständerat kam dem
Nationalrat zuerst nur bei Fristen für die Beschwerdeinstanz und das Berufungsgericht
entgegen, die der Nationalrat zwecks Beschleunigung der Verfahren neu in die StPO
aufgenommen hatte. Gemäss Berichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) hielt die RK-SR
diese zwar für wenig zweckmässig, aber tolerierbar, weil die Fristen mangels rechtlicher
Konsequenzen bei Nichteinhaltung «lediglich als Richtgrösse im Sinne einer
Konkretisierung des Beschleunigungsgebots» zu verstehen seien. Der Nationalrat
beugte sich seinerseits in einigen Punkten der Argumentation des Schwesterrats und
verzichtete auf zwei von ihm eingefügte, aber vom Ständerat abgelehnte
Bestimmungen: Erstens strich er die Regelung zur präventiven verdeckten Ermittlung
bei Sexualdelikten wieder aus dem Gesetz, weil dies Sache des kantonalen Polizeirechts
sei. Zweitens soll eine Genugtuung nun doch nicht mit Geldforderungen des Staates aus
dem Verfahren verrechnet werden können; werde der Betrag nicht ausbezahlt, verpuffe
der Ausgleichseffekt für die unrechtmässig erlittene Rechtsverletzung. Weiter räumte
die grosse Kammer die beiden Differenzen zu den DNA-Profilen aus, sodass dafür nun
die vom Bundesrat vorgesehenen Regeln umgesetzt werden: Von einer beschuldigten
Person darf während des Strafverfahrens ein DNA-Profil erstellt werden, wenn konkrete
Anhaltspunkte bestehen, dass sie weitere Delikte begangen haben könnte. Die SVP-
Minderheit, die dafür nur eine «gewisse Wahrscheinlichkeit» voraussetzen wollte, blieb
letztlich chancenlos. Zudem darf von einer verurteilten Person am Ende des
Strafverfahrens ein DNA-Profil erstellt werden, wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte
anzunehmen ist, dass sie weitere Delikte begehen könnte. Hier unterlag die links-grüne
Minderheit mit ihrem Streichungsantrag ebenso deutlich.
Bei der Einschränkung der Teilnahmerechte verharrten indessen beide Räte auf ihrer
Position. Während sich der Ständerat mit 32 zu 11 Stimmen dafür aussprach, dass eine
beschuldigte Person von der ersten Einvernahme einer mitbeschuldigten Person
ausgeschlossen werden kann, solange sie selber noch nicht einvernommen worden ist,
lehnte der Nationalrat diese Einschränkung mit 137 zu 50 Stimmen (1 Enthaltung) ebenso
klar ab. Als Berichterstatter der RK-NR fasste Beat Flach (glp, AG) zusammen: «Für die
eine Seite ist es der Hauptinhalt und das wichtigste Element dieser Revision, und für
die andere Seite [...] ist das, was vorgeschlagen wird, ein No-Go.» Die ablehnende Seite
argumentierte, dieser Eingriff in die Rechte der Beschuldigten bringe das sorgfältig
austarierte Kräfteverhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Verteidigung aus dem Lot
und sei darum inakzeptabel. Die Befürworterinnen und Befürworter der Änderung
betonten hingegen, dass es sich um einen «moderaten Eingriff» (Karin Keller-Sutter)
handle und dass dies der Hauptauslöser für die ganze Revision gewesen sei, weil hier
von den Staatsanwaltschaften konkrete Probleme in der Praxis festgestellt worden
seien.
Ebenso unversöhnlich standen sich die beiden Kammern beim Beschwerderecht der
Staatsanwaltschaft gegen Haftentscheide gegenüber. Der Ständerat entschied mit 25
zu 19 Stimmen, an der bundesrätlichen Version festzuhalten, die ein solches
Beschwerderecht explizit vorsieht. Damit werde nichts Neues eingeführt, sondern die
bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichts kodifiziert; es sei allemal besser, wenn
der Gesetzgeber die Grundsätze des Verfahrens in der StPO festschreibe, als dass das
Bundesgericht sich wie bisher das Recht nehme, selber zu entscheiden, erklärte der
erfolgreiche Antragsteller Daniel Fässler (mitte, AI). Der Nationalrat beschloss
demgegenüber mit 109 zu 79 Stimmen, eine solche Beschwerdemöglichkeit für die
Staatsanwaltschaft ausdrücklich auszuschliessen, weil die EMRK-Konformität einer
solchen Regel mindestens zweifelhaft sei. Es sei problematisch, wenn eine nach
Gerichtsentscheid freizulassende Person noch länger in Haft behalten werde, bis die
Beschwerde erledigt sei, so die Bedenken. Selbst der Bundesrat war sich in dieser
Sache nicht sicher, sagte Justizministerin Keller-Sutter doch, der Bundesrat habe
versucht, «das Risiko einer EMRK-Widrigkeit zu reduzieren, indem er für das Verfahren
möglichst kurze Fristen festgelegt» habe.
Resigniert stellte der ständerätliche Kommissionssprecher Jositsch am Ende der
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zweiten Runde der Differenzbereinigung fest, dass man in diesen beiden letzten Fragen
keine Lösung gefunden habe. Bei der Beschwerdelegitimation der Staatsanwaltschaft
gebe es mit der EMRK-Konformität «tatsächlich einen Punkt, der für die Fassung des
Nationalrates spricht», weshalb die Kommission die Zustimmung zum Beschluss der
Schwesterkammer beantragte. Dasselbe beantragte die RK-SR auch bei den
Teilnahmerechten. Die Fassung des Ständerates sei im Nationalrat nicht mehrheitsfähig
und eine zweckmässige Kompromisslösung nicht in Sicht, weshalb man im Zweifelsfall
eben beim geltenden Recht bleiben wolle, so Jositsch. «Das heisst, dass wir mit dieser
Revision das ursprüngliche Hauptproblem vielleicht nicht haben lösen können, aber wir
haben doch einiges gemacht, um diese Strafprozessordnung besser zu machen»,
resümierte er. Obwohl die Kommission damit in beiden Punkten die bundesrätliche
Lösung fallen liess, beantragte Karin Keller-Sutter keine Abstimmung. So räumte die
Ständekammer die beiden letzten Differenzen stillschweigend aus. In den
Schlussabstimmungen nahm der Ständerat die Vorlage mit 38 zu 6 Stimmen bei einer
Enthaltung an. Der Nationalrat stimmte ihr mit 147 zu 48 Stimmen bei 2 Enthaltungen
zu. Unzufrieden zeigten sich in beiden Räten grosse Teile der SVP-Fraktion, die die
fehlende Einschränkung der Teilnahmerechte bedauerten. Dadurch werde «die
Erforschung der materiellen Wahrheit eminent erschwert», was zu einer «massiven
Bevorteilung der Täter» führe und damit indirekt die Stellung des Opfers erheblich
schwäche, hatte Nationalrätin Andrea Geissbühler (svp, BE) während der Debatte im
Namen ihrer Fraktion erklärt. 6

Der Nationalrat beugte sich in der Wintersession 2022 als Zweitrat über die Revision
des Sexualstrafrechts. Wie bereits in der Ständekammer wurde das Ziel des
Revisionsprojekts, das in die Jahre gekommene Sexualstrafrecht an die veränderten
gesellschaftlichen Wertvorstellungen anzupassen, auch im Nationalrat allseits begrüsst.
Eintreten war somit unbestritten.

Die Debatte um den umstrittensten Punkt der Vorlage, die Modellwahl zwischen «Nur Ja
heisst Ja» und «Nein heisst Nein», fand in der grossen Kammer im Vergleich zum
Ständerat unter umgekehrten Vorzeichen statt: Während sich in der Kantonskammer
eine Minderheit der Kommission erfolglos für die Zustimmungslösung ausgesprochen
hatte, beantragte im Nationalrat die Mehrheit der vorberatenden Rechtskommission
die Verankerung des «Nur-Ja-heisst-Ja»-Prinzips im Strafgesetzbuch. Gemäss
Kommissionssprecherin Patricia von Falkenstein (ldp, BS) wolle man damit klar zum
Ausdruck bringen, «dass einvernehmliche sexuelle Handlungen im Grundsatz immer auf
der Einwilligung der daran beteiligten Personen beruhen sollen» und «dass
Geschlechtsverkehr ohne Einwilligung als Vergewaltigung betrachtet wird». Mit der
Zustimmungslösung solle bei der Aufklärung von Sexualdelikten zudem mehr das
Verhalten des Täters oder der Täterin in den Fokus rücken, und nicht die Frage, ob und
wie sich das Opfer gewehrt habe. Letzteres solle sich nicht schuldig fühlen, wenn es
nicht in ausreichendem Mass Widerstand geleistet habe. Demgegenüber fordere die
«Nein heisst Nein»-Lösung vom Opfer weiterhin einen zumutbaren Widerstand.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter argumentierte hingegen, dass das Widerspruchsprinzip
klarer sei. Jemand könne auch aus Angst oder Unsicherheit Ja sagen, ohne dies
tatsächlich zu wollen, wohingegen ein explizites oder stillschweigendes Nein – etwa
eine ablehnende Geste oder Weinen – nicht als Zustimmung missverstanden werden
könne. Über ein geäussertes Nein könne das Opfer im Strafverfahren allenfalls
aussagen, über ein fehlendes Ja jedoch nicht, denn einen Negativbeweis gebe es nicht,
ergänzte Philipp Matthias Bregy (mitte, VS), der mit seiner Minderheit ebenfalls für
«Nein heisst Nein» eintrat. Wie schon im Ständerat herrschte derweil auch im
Nationalrat weitgehende Einigkeit, dass der Unterschied zwischen den beiden
Varianten juristisch gesehen «verschwindend klein» sei, wie es Tamara Funiciello (sp,
BE) ausdrückte, und es vor allem um Signale gehe. Während die Advokatinnen und
Advokaten der Zustimmungslösung darin eine gesellschaftliche Haltung sahen, die die
sexuelle Selbstbestimmung betone, erachteten die Befürworterinnen und Befürworter
der Widerspruchslösung das Strafrecht nicht als den richtigen Ort für Symbolik – so
fasste Christa Markwalder (fdp, BE) die Positionen in ihrer gespaltenen Fraktion
zusammen. Als eine Art Mittelweg bewarb eine Minderheit Nidegger (svp, GE)
unterdessen die im Ständerat gescheiterte Umformulierung des Widerspruchsprinzips.
Diese wollte durch die explizite Nennung von verbaler und nonverbaler Ablehnung die
Fälle von sogenanntem Freezing – wenn das Opfer in einen Schockzustand gerät und
dadurch widerstandsunfähig ist – besser abdecken. Bundesrätin Karin Keller-Sutter
betonte indes, auch mit der Widerspruchslösung seien Freezing-Fälle abgedeckt und
die Minderheit Nidegger bringe somit keinen Mehrwert. Die Minderheit Nidegger
unterlag der «Nein-heisst-Nein»-Lösung wie vom Bundesrat vorgeschlagen denn auch
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deutlich mit 118 zu 64 Stimmen bei 8 Enthaltungen. Ebenso chancenlos blieb die
Minderheit Reimann (svp, SG), die statt dem vorgesehenen Kaskadenprinzip in Art. 189
und 190 StGB – einer Definition des Grundtatbestands ohne Nötigung (Abs. 1), wobei
Nötigung sowie Grausamkeit als zusätzliche Erschwernisse in den Absätzen 2 und 3
aufgeführt werden – einen eigenen Tatbestand für Verletzungen der sexuellen Integrität
ohne Nötigung schaffen wollte, sodass das Nötigungselement in den Tatbeständen der
sexuellen Nötigung und der Vergewaltigung erhalten bliebe. Dieses Konzept war
allerdings bereits in der Vernehmlassung harsch kritisiert worden. «Nur Ja heisst Ja»
setzte sich schliesslich mit 99 zu 88 Stimmen bei 3 Enthaltungen gegen «Nein heisst
Nein» durch. Zum Durchbruch verhalfen der Zustimmungslösung neben den
geschlossen dafür stimmenden Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP
Minderheiten aus der FDP- und der Mitte-Fraktion sowie SVP-Nationalrätin Céline
Amaudruz (svp, GE).

Neben der Modellwahl diskutierte die grosse Kammer auch die Strafrahmen
ausführlich. Hier hielt sie sich mit einer Ausnahme überall an die Vorschläge ihrer
Kommissionsmehrheit und lehnte zahlreiche Minderheitsanträge aus den Reihen der
SVP- und der Mitte-Fraktion ab, die schärfere Strafen forderten. Härtere Sanktionen
seien ursprünglich das Ziel der Strafrahmenharmonisierung gewesen, wovon auch die
vorliegende Revision Teil sei, argumentierte Barbara Steinemann (svp, ZH). Solange
«Belästiger mit symbolischen Strafen aus dem Gerichtssaal davonlaufen» könnten, sei
auch die Zustimmungslösung nur ein «Ablenkungsmanöver», warf sie der Ratsmehrheit
vor. Letztere wollte allerdings den Ermessensspielraum der Gerichte nicht
einschränken. Es wurde befürchtet, dass die Gerichte sonst höhere Massstäbe an die
Beweiswürdigung setzen könnten und es damit zu weniger Verurteilungen kommen
könnte. Eine Mindeststrafe müsse immer «auch den denkbar leichtesten Fall
abdecken», mahnte Justizministerin Keller-Sutter. Einzig bei der Vergewaltigung mit
Nötigung – dem neuen Art. 190 Abs. 2, der im Grundsatz dem heutigen
Vergewaltigungstatbestand entspricht – folgte der Nationalrat mit 95 zu 90 Stimmen bei
5 Enthaltungen der Minderheit Steinemann und übernahm die bereits vom Ständerat
vorgenommene Verschärfung. Damit beträgt die Mindeststrafe für diesen Tatbestand
neu zwei Jahre Freiheitsstrafe, Geldstrafen sowie bedingte Strafen sind demnach
ausgeschlossen. Vergewaltigerinnen und Vergewaltiger müssen damit künftig zwingend
ins Gefängnis. Bisher betrug die Mindeststrafe für Vergewaltigung ein Jahr
Freiheitsstrafe, wobei diese auch (teil-)bedingt ausgesprochen werden konnte.

In einem zweiten Block beriet die Volkskammer noch diverse weitere Anliegen im
Bereich des Sexualstrafrechts. Die Forderung einer Minderheit Funiciello, dass
verurteilte Sexualstraftäterinnen und -täter obligatorisch ein Lernprogramm
absolvieren müssen, wie dies bei häuslicher Gewalt oder Pädokriminalität bereits der
Fall ist, wurde mit 104 zu 85 Stimmen abgelehnt. Da die Art des Delikts nicht
berücksichtigt würde, handle es sich um eine «undifferenzierte Massnahme», so
Kommissionssprecherin von Falkenstein. Mit 98 zu 84 Stimmen bei 7 Enthaltungen
sprach sich der Nationalrat indessen dafür aus, die Altersgrenze für die
Unverjährbarkeit von Sexualverbrechen auf 16 Jahre anzuheben. Bislang lag diese bei 12
Jahren, wie es bei der Umsetzung der Unverjährbarkeitsinitiative festgelegt worden war.
Die Mehrheit argumentierte, so falle die Grenze für die Unverjährbarkeit mit dem Alter
der sexuellen Mündigkeit zusammen. Den neuen Tatbestand der Rachepornografie
hiess die grosse Kammer stillschweigend gut, verfrachtete ihn aber in einen anderen
Artikel innerhalb des StGB. Anders als der Ständerat nahm der Nationalrat
stillschweigend auch einen Tatbestand für Grooming ins Gesetz auf. In der
Vernehmlassung sei dieser Vorschlag sehr positiv aufgenommen worden, erklärte die
Kommissionssprecherin. Das Anliegen einer Minderheit von Falkenstein, sexuelle
Belästigung nicht nur in Form von Wort, Schrift und Bild zu bestrafen, sondern auch
andere sexuell konnotierte Verhaltensweisen – beispielsweise Gesten oder Pfiffe –
unter Strafe zu stellen, scheiterte mit 96 zu 93 Stimmen knapp. Bundesrätin Karin
Keller-Sutter warnte vor einer «uferlosen Strafbarkeit», da mit der geforderten
Ergänzung die Grenze zwischen strafbarem und straflosem Verhalten unklar wäre.
Ebenfalls abgelehnt wurde ein Einzelantrag von Léonore Porchet (gp, VD), die ein
Offizialdelikt für sexuelle Belästigungen im öffentlichen Raum einführen wollte. Die
betroffene Person solle selbst entscheiden können, ob sie eine Strafverfolgung
wünsche oder an ihrer Privatsphäre festhalten möchte, argumentierte Justizministerin
Keller-Sutter dagegen.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf mit 127 zu 58 Stimmen bei
5 Enthaltungen an. Mit der Ausnahme von Céline Amaudruz stellte sich die SVP-Fraktion
geschlossen dagegen. Sie wurde von einigen Stimmen aus der Mitte-Fraktion
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unterstützt, aus der auch die Enthaltungen stammten. Das Ergebnis war Ausdruck der
Enttäuschung des rechtsbürgerlichen Lagers über die ablehnende Haltung des Rats
gegenüber Strafverschärfungen. SVP-Vertreterin Steinemann hatte schon in der
Eintretensdebatte angekündigt, dass ihre Fraktion die Vorlage ablehnen werde, «sofern
nicht deutlich schärfere Sanktionen resultieren». 7

Kriminalität

Als Erstrat lehnte der Nationalrat eine Motion Reimann (svp, SG) ab, die den Bundesrat
mit der Schaffung einer Meldestelle für Korruption – analog der Meldestelle für
Geldwäscherei – beauftragen wollte. Zu den Aufgaben der neuen Behörde sollten unter
anderem die Prüfung von Verdachtsmeldungen, die Korruptionsprävention und der
Schutz von Whistleblowern gehören. Da diese Aufgaben bereits von verschiedenen
Behörden wahrgenommen würden, erachtete der Bundesrat die Schaffung einer
eigenen, zentralen Stelle als nicht notwendig und empfahl die Motion zur Ablehnung.
Darüber hinaus würden sich eine Verschärfung des Korruptionsstrafrechts sowie eine
Vorlage über den Whistleblower-Schutz im Privatrecht, die beide vom Bundesrat
bereits verabschiedet wurden, des erkannten Handlungsbedarfs in diesem Bereich
annehmen. 8

MOTION
DATUM: 07.05.2014
NADJA ACKERMANN

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im April 2021 und damit zwei Jahre nach der Abschreibung der parlamentarischen
Initiative Flach (glp, AG) beantragte die RK-NR ihrem Rat mit 14 zu 7 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) die Aufhebung des Majestätsbeleidigungs-Artikels 296 StGB, welcher
die Beleidigung eines fremden Staates unter Strafe stellt. 9
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Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Umweltschutz

Im Dezember 2022 präsentierte der Bundesrat die Botschaft für die Revision des
Umweltschutzgesetzes. Die Revision bezweckt Veränderungen in den Bereichen Lärm,
Altlasten, Lenkungsabgaben, Finanzierung von Aus- und Weiterbildungskursen zum
Umgang mit Pflanzenschutzmitteln, beim E-Government sowie beim Strafrecht.
Beim Lärmschutz will der Bundesrat die raumplanerischen Ziele (verdichtetes Bauen /
Siedlungsentwicklung nach innen) besser mit dem Schutz der Bevölkerung vor
Lärmemissionen in Einklang bringen. Mit den vorgesehenen Änderungen im USG sollen
die Rechts- und Planungssicherheit erhöht werden, indem die lärmrechtlichen
Kriterien für Baubewilligungen präzisiert werden. Die Änderungen stünden in Einklang
mit dem «Nationalen Massnahmenplan zur Verringerung der Lärmbelastung» und setze
die Motion 16.3529 Flach (glp, AG) um, so der Bundesrat. 
Im Bereich der Altlasten beabsichtigt der Bundesrat, die Sanierung von öffentlichen
und privaten Böden voranzutreiben. Die Untersuchung und Sanierung öffentlicher
Kinderspielplätze und Grünflächen sollen verbindlich geregelt werden, wobei die
Kosten der Sanierung zu 60 Prozent durch den VASA-Fonds übernommen würden. Die
weiterhin freiwillige Untersuchung und Sanierung privater Kinderspielplätze und
Hausgärten würde durch eine 40-prozentige Beteiligung des VASA-Fonds unterstützt.
Weiter sollen durch ehemalige Deponien oder industrielle Aktivitäten belastete
Standorte generell rascher analysiert und saniert werden. Bei den 300-Meter-
Schiessanlagen schlug der Bundesrat vor, in Zukunft nicht mehr eine Pauschale pro
Scheibe zu sprechen, sondern dass der Bund die Sanierungskosten generell zu 40
Prozent übernimmt. Mit diesen Änderungen werde die Motion 18.3018 Salzmann (svp,
BE) erfüllt und das Anliegen einer abgelehnten Motion 20.4546 Fivaz (gp, NE)
aufgenommen, so die Botschaft.
Bei den Lenkungsabgaben sollen diejenigen Artikel im USG, die den Schwefelgehalt von
einigen Treibstoffen betreffen, gestrichen werden, da sie aufgrund strengerer
Vorschriften in der LRV keine Anwendung mehr finden.
Eine weitere Neuerung im USG soll es dem Bund erlauben, private Institutionen
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finanziell zu unterstützen, die an sie übertragene Aufgaben im Bereich der Aus- und
Weiterbildung zum Umgang mit Pflanzenschutzmitteln wahrnehmen. Diese Änderung
werde insbesondere die Umsetzung von Massnahmen des Aktionsplans zur
Risikoreduktion und nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln vereinfachen.
Die vorliegende Revision schaffe auch die gesetzliche Grundlage, um das E-
Government-Programm des UVEK im Umweltschutzbereich zu verankern, so der
Bundesrat. 
Schliesslich bezweckt der Bundesrat einige der Strafbestimmungen im USG anzupassen
und das Strafmass für schwere Delikte anzuheben. Zudem solle die Zusammenarbeit
zwischen den zuständigen Strafverfolgungs- und Umweltschutzbehörden gestärkt
werden. 10
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